
Reform des Gesetzes zur Modernisierung 
des Personenbeförderungsrechts:  
Umsetzung für den Mietwagen

Leitfaden



Einführung
Am 1. August 2021 ist das Gesetz zur Modernisierung des Personen­

beförderungsrechts (PBefG-Novelle) in Kraft getreten. Als Initiative  

Mietwagen-Services wirfahren.de, die die Interessen der Mietwagenbranche 

in Deutschland mit ihren mehr als 40.000 Fahrzeugen und zehntausenden 

angestellten FahrerInnen vertritt, hatten wir uns mehr erhofft. Während die 

Taxibranche entlastet wird, kommen auf MietwagenunternehmerInnen mehr 

Regeln und Bürokratie zu. Und das, obwohl die Mietwagen unter anderem 

durch die Mehrwertsteuer von 19 Prozent (Taxi nur sieben Prozent) und die 

Rückkehrpflicht ohnehin schon benachteiligt sind.

Jetzt geht es aber darum, nach vorne zu schauen und das Beste aus dem 

neuen gesetzlichen Rahmen zu machen. Um Sie bei Ihrer täglichen Arbeit 

mit dem neuen PBefG zu unterstützen, haben wir einen Leitfaden erstellt. 

Dieser gibt Antworten auf die wichtigsten regulatorischen Fragen, die den 

Mietwagen betreffen: Neben Mindestbeförderungsentgelten behandeln wir 

Fragen rund um die Einrichtung zusätzlicher Abstellorte oder die Kenn­

zeichnung von Mietwagen. 

Sollten Sie Fragen zu unserem Leitfaden haben, können Sie sich jederzeit an 

uns wenden. 

Wir freuen uns, die gute Zusammenarbeit mit Ihnen fortzusetzen. 

Thomas Mohnke
Vorsitzender wirfahren.de



1. Mindestbeförderungsentgelte
Gemäß § 51a Abs. 1 PBefG kann die Genehmigungsbehörde “zum Schutz der öffentlichen 

Verkehrsinteressen für den Verkehr mit Mietwagen (...), tarifbezogene Regelungen, ins­

besondere Mindestbeförderungsentgelte festlegen.”

Frage
Unter welchen Voraussetzungen können die Genehmigungsbehörden Mindest­

beförderungsentgelte festlegen?

Antwort
§ 51a Abs. 1 PBefG ist keine Schutznorm für das Taxigewerbe, sondern eine Norm zum 

Schutz des öffentlichen Verkehrsinteresses - also der Bereitstellung ausreichender und 

bezahlbarer Mobilitätsoptionen für die VerbraucherInnen. Diese Mobilitätsoptionen 

beinhalten sowohl das Taxi- als auch das Mietwagengewerbe, sowie den öffentlichen 

Nahverkehr. Die Genehmigungsbehörden sollten deshalb nur unter ganz bestimmten 

engen Voraussetzungen und falls absolut notwendig Mindestpreise festsetzen: Die Ein­

führung von Mindestentgelten ist nur gerechtfertigt, wenn durch Mietwagen langfristig 

Kampfpreise angeboten werden, die zu extremen unumkehrbaren Marktverzerrungen 

führen und auf die strukturelle Verdrängung von Wettbewerbern aus dem Markt ge­

richtet sind. Diese Voraussetzungen müssen von der Genehmigungsbehörde zunächst 

intensiv geprüft und nachgewiesen werden. Zudem ist eine Anhörung der betroffenen 

Unternehmen geboten.

Frage
Sind Mindestpreise auf Höhe des Taxitarifs zulässig?

Antwort
Nein. Mindestpreise auf Ebene des Taxitarifs oder pauschal in Höhe eines gewissen 

Prozentsatzes des Taxitarifs sind unzulässig. Damit würde unverhältnismäßig in  die 

Berufsfreiheit und Preisbildungsfreiheit von Mietwagenunternehmen eingegriffen, die 

durch das Grundgesetz geschützt sind. Die unterschiedliche Besteuerung der beiden 

Verkehrsarten (Taxi 7%, Mietwagen 19% Mehrwertsteuer) wäre zudem dann nicht mehr 

zu rechtfertigen. Neben dem Mehrwertsteuervorteil  sind Taxiunternehmen gegenüber 

dem Mietwagensektor in weiteren Punkten bereits klar privilegiert (Taxi: Winkverkehr, 

Taxistände, Benutzung von Sonderspuren; Mietwagen: Rückkehrpflicht). Die Einführung 

von Mindestpreisen würde den Mietwagen die Möglichkeit nehmen, diese Nachteile 

zumindest teilweise auszugleichen.



2. Personenbeförderungsschein
Gemäß § 48 Abs. 4 Nr. 7 FeV sollen FahrerInnen im Taxi-, Mietwagen- und gebündelten 

Bedarfsverkehr  “einen Nachweis der Fachkunde” erbringen. “Der Nachweis kann durch 

eine Bescheinigung einer geeigneten Stelle geführt werden. Die geeignete Stelle wird 

durch die für das Personenbeförderungsgesetz zuständige oberste Landesbehörde oder 

die nach Landesrecht bestimmten Stellen bestimmt.“

3. Anwendbarkeit der Regelungen des  
gebündelten Bedarfsverkehrs 
Gemäß § 49 Abs. 4 PBefG kann die Genehmigungsbehörde (in Städten mit mehr als 

100.000 Einnwohnern) “zum Schutz der öffentlichen Verkehrsinteressen die in ihrem 

Bezirk geltenden Regelungen für den gebündelten Bedarfsverkehr auch auf den in 

ihrem Bezirk betriebenen Verkehr mit Mietwagen anwenden, wenn per App vermittelter 

Verkehr mit Mietwagen einen Marktanteil von 25 Prozent am Fahrtaufkommen im Gele­

genheitsverkehr mit Taxen, Mietwagen und gebündelten Bedarfsverkehr überschreitet.”

Frage
Wie ist in der Übergangsphase, in der die genaue Ausgestaltung der Fachkunde noch 

unklar ist, mit bestehenden PersonenbeförderungsscheininhabernInnen und angehen­

den FahrerInnen  umzugehen? 

Antwort
Die Fahrerlaubnisse zur Fahrgastbeförderung sollte in der Übergangszeit weiterhin 

für fünf Jahre ausgestellt werden. Sollte nach Ablauf der fünf Jahre über die genauere 

Ausgestaltung der Fachkunde entschieden worden sein, sollte die FahrerInnen die Fach­

kunde bei der Beantragung der Verlängerung die Fachkunde ablegen müssen. 

Frage
Kann jede Genehmigungsbehörde in Städten mit mehr als 100.000 Einwohnern von 

dieser Regelung Gebrauch machen?



Antwort
Nein. Zunächst müssten unumkehrbare strukturelle Verwerfungen im Gelegenheits­

verkehrsmarkt, die durch App-vermittelte Mietwagenunternehmen verursacht wurden, 

intensiv geprüft und eindeutig gerichtlich nachprüfbar belegt werden. Denn ein Ein­

griff in die Preisbildung stellt einen massiven Eingriff in die grundrechtlich geschützte 

Berufsfreiheit der Mietwagenunternehmer dar und bedarf einer klar belegbaren und 

unumstoßbaren Begründung. Wenn zusätzlich in der entsprechenden Stadt kein gebün­

delter Bedarfsverkehr existiert, für den bereits Bestimmungen erlassen wurden, ist die 

Anwendung dieser Regelung grundsätzlich nicht möglich. Selbst bei einem existierenden 

gebündelten Bedarfsverkehr muss die Anwendung der in dieser Stadt geltenden, nicht 

die theoretisch gesetzlich vorgesehenen Regelungen, stichhaltig begründet werden. 

Frage
Wie wird der Marktanteil des per App vermittelten Verkehrs mit Mietwagen am Fahrt­

aufkommen im Gelegenheitsverkehr mit Taxen, Mietwagen und gebündelten Bedarfs­

verkehr bestimmt?

Antwort
Dies ist unklar. Für die Ermittlung dieses Marktanteils muss eine sorgfältige Analyse des 

Verkehrsaufkommens vorgenommen werden. Bloße Schätzungen sind unzureichend. 

Zuständige Behörde müssen die Akkuratheit, Richtigkeit und Vollständigkeit zu 100% 

sicherzustellen. Ohne diese Sicherstellung würden derartige Analysen von Gerichten 

angezweifelt und Rechtsunsicherheit geschaffen werden. Auch ist offen, anhand  

welcher Merkmale der Anteil am Fahrtaufkommen bestimmt werden soll. 

Frage
Kann die zahlenmäßige Beschränkung von Genehmigungen im gebündelten Bedarfs­

verkehr unter bestimmten Voraussetzungen auf den Mietwagenverkehr angewendet 

werden? 

Antwort
Nein. Der Wortlaut beschränkt die Vorschrift allein auf den gebündelten Bedarfs­

verkehr. Das Grundgesetz schützt in Art. 12 die Berufsfreiheit der Mietwagenunter­

nehmen. Die Begrenzung von Genehmigungen (und damit eine Berufszulassungs­

beschränkung) würde einen erheblichen Grundrechtseingriff darstellen und ist nur dann 

verfassungsmäßig zu rechtfertigen, wenn schwerwiegende Gefahren für überragend 

wichtige Gemeinschaftsgüter drohen. 



4. Zusätzliche Abstellorte
Gemäß § 49 Abs. 5 PBefG kann die Genehmigungsbehörde “für Gemeinden mit großer 

Flächenausdehnung Einzelheiten für die Genehmigung von Ausnahmen von der Pflicht 

zur Rückkehr an den Betriebssitz ohne neuen Beförderungsauftrag an einen anderen 

Abstellort als den Betriebssitz festlegen.”

Frage
Kann der Mietwagenverkehr, wie der gebündelte Bedarfsverkehr, räumlich und zeitlich 

eingeschränkt werden?

Antwort
Die Übertragung der Vorschriften des gebündelten Bedarfsverkehrs auf den Miet­

wagenverkehr ist eine rein theoretische Überlegung. Dies gilt insbesondere auch für 

räumliche und zeitliche Einschränkungen. Das neue PBefG sieht diese Art der Ein­

schränkungen für den gebündelten Bedarfsverkehr vor, da dieser Ähnlichkeiten zum 

klassischen Linienverkehr aufweist. Diese Ähnlichkeit ist zwischen Mietwagenverkehr 

(Gelegenheitsverkehr) und Linienverkehr jedoch nicht vorhanden, weshalb die Be­

schränkungen des gebündelten Bedarfsverkehrs in der Praxis keine Anwendung auf den 

Mietwagenverkehr finden können. 

Frage
Sind zusätzliche Abstellorte grundsätzlich von den zuständigen Behörden zu genehmigen?

Antwort
Ja. Der Gesetzgeber hat unter anderem zur Vermeidung von umweltschädlichen Leer­

fahrten ausdrücklich die Möglichkeit geschaffen, Ausnahmen von der Rückkehrpflicht 

zuzulassen, sollten zwischen Betriebssitz und zusätzlichem Abstellort 15 km oder mehr 

liegen. 



Frage
Bei welcher Gemeindegröße sollte die Genehmigungsbehörde zusätzliche Abstellorte 

grundsätzlich zulassen?

Antwort
Zusätzliche Abstellorte sind grundsätzlich zuzulassen. In der Gesetzesbegründung  

wird beispielhaft aufgeführt, dass für Städte mit einer Fläche von mehr als 200 km2 (hier 

82 Städte) jeweils mit einer durchschnittlichen Anzahl von 8 Verwaltungsverfahren zu 

rechnen ist.

5. (App-)Vermittlung von Mietwagen
§ 1 Abs. 3 PBefG definiert Vermittler als „Tätigkeit von Betreibern von Mobilitätsplatt­

formen, deren Hauptgeschäftszweck auf den Abschluss eines Vertrages über eine 

gemäß § 2 genehmigungspflichtige Beförderung ausgerichtet ist, und die nicht selbst 

Beförderer nach Abs. 1 Satz 1 sind.” 

Frage
Hat das neue PBefG Auswirkungen auf die Zusammenarbeit von Mietwagenunter­

nehmen mit (App-)Vermittlungen?

Antwort
Nein. Die Vermittlung von Mietwagen über Vermittlungsdienste bzw. Plattformen ist 

weiterhin zulässig. 



Elektro-Mobilität für Mietwagen

WirFahren berät Mietwagen-Unternehmen  

in allen Fragen der E-Mobilität:

Weitere Informationen: kontakt@wirfahren.de
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